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Seite 125. März 2011

Die gesetzliche Führungsverantwortung 
des Stiftungsrates

Art. 51 Abs. 6 BVG, in Kraft seit 1. Januar 2005:

„Die Vorsorgeeinrichtung hat die Erst- und Weiterbildung der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebervertreter im obersten paritätischen Organ auf eine Weise zu gewährleisten, dass diese 
ihre Führungsaufgaben wahrnehmen können.“
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Seite 425. März 2011

Gesetzesgrundlagen

Mögliche Rechtsformen:

Privatrechtliche Stiftungen (Art. 80 - 89bis ZGB, Art. 48 BVG)

Genossenschaften (Art. 828 - 926 OR, Art. 48 BVG)

Öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen (Gemeinden/Kantone/Bund)

Art. 80 ZGB: „Zur Errichtung einer Stiftung bedarf es der Widmung eines 
Vermögens für einen besondern Zweck.“

Besonders: Art. 89bis ZGB: Personalfürsorgestiftungen 
(www.admin.ch/ch/d/sr/2/210.de.pdf)

Einige Rechtsquellen:

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
(BVG) vom 25. Juni 1982

BVV 1: Verordnung über die Beaufsichtigung und die Registrierung der 
Vorsorgeeinrichtungen vom 29. Juni 1983

BVV 2: Verordnung über die die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge vom 18. April 1984

BVV 3: Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an 
anerkannte Vorsorgeformen vom 13. November 1985

Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (Freizügigkeitsgesetz, FZG) vom 17. Dezember 1993
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SiF

Aufsichtsbehörde (Art. 61f. BVG, Kompetenz der Kantone)

- Prüfung der reglementarischen Bestimmungen der Vorsorgeeinrichtung

- Überwachung der Geschäftstätigkeit der Vorsorgeeinrichtung

- Verfügen und durchsetzen von Massnahmen zur Behebung von Mängeln

- Entscheide im Rahmen des Stiftungsrechts und des Freizügigkeitsgesetzes

- Beurteilung von Streitigkeiten betreffend das Recht auf Information

- Information und Beratung

Kontrollstelle (Art. 53 Abs. 1 BVG, Art. 33 - 36 BVV2)

- Jährliche Prüfung der Geschäftsführung, des Rechnungswesens, der 
Vermögensanlage, der Alterskonten

- Ueberwacht die Einhaltung der Loyalität in der Vermögensverwaltung (vgl. Art. 48f-h und Art. 
49a BVV2)

- Benachrichtigung der Aufsichtsbehörde

Anerkannter Experte für berufliche Vorsorge (Art. 53 Abs. 2 BVG, Art. 37 - 41 BVV2) 

- Periodische Ueberprüfung, ob die Vorsorgeeinrichtung jederzeit Sicherheit dafür bietet, dass sie 
ihre Verpflichtungen erfüllen kann und

- ob die reglementarischen versicherungstechnischen Bestimmungen über die Leistungen und die 
Finanzierung den gesetzlichen Vorschriften entsprechen.

- Benachrichtigung der Aufsichtsbehörde

Sicherheitsfonds (Beitragsverhältnis)

- Oeffentlich-rechtliche Stiftung

- Angeschlossen sind alle dem Freizügigkeitsgesetz unterstellten VE

- Leistungsgarantie bei Zahlungsunfähigkeit (gesetzlich definierter Maximalanspruch)

Seite 525. März 2011

Gesetzesgrundlagen

Arbeitsvertrag
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Seite 725. März 2011

Führung

?

Der Stiftungsrat trägt als oberstes Organ der Stiftung die Hauptverantwortung für die 
Vorsorgeversicherung.

Art. 51 BVG Paritätische Verwaltung

1 Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht, in das oberste Organ der 
Vorsorgeeinrichtung die gleiche Zahl von Vertretern zu entsenden.

2 Die Vorsorgeeinrichtung hat die ordnungsgemässe Durchführung der paritätischen 
Verwaltung zu gewährleisten. Es sind namentlich zu regeln:

a. die Wahl der Vertreter der Versicherten;

b. eine angemessene Vertretung der verschiedenen Arbeitnehmerkategorien;

c. die paritätische Vermögensverwaltung;

d. das Verfahren bei Stimmengleichheit.

Grundlage für das organschaftliche Handeln von juristischen Personen:

Art. 55 Abs. 1 und 2 ZGB

1 Die Organe sind berufen, dem Willen der juristischen Person Ausdruck zu geben.

2 Sie verpflichten die juristische Person sowohl durch den Abschluss von Rechtsgeschäften 
als durch ihr sonstiges Verhalten.
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Seite 825. März 2011

Führung

wählen

festlegen

kontrollieren

berichten

!

Instrumente für das Wählen:

Betrifft die Wahl der Kontrollstelle und des anerkannten Experten: Sorgfalt in der Auswahl, der Instruktion 
und der Ueberwachung: Laienrevision ist passé. 

Instrumente für das Festlegen: 

- Vorsorgepolitik und Vorsorgeplan: im Reglement, einschliesslich Erlass und Änderungen der 
Reglemente; Beschlussfassung über Anträge zur Aenderung der Stiftungsurkunde.

- Ziele und Grundsätze der Vermögensanlage sowie Vermögensverwaltung: im  Anlagereglement
(Anlagestrategie, Anlagepolitik, Ablauforganisation, interne Kontrollorganisation). Vgl. Art. 49a 
BVV2:

„Die Vorsorgeeinrichtung legt die Ziele und Grundsätze, die Durchführung und 
Ueberwachung der Vermögensanlage nachvollziehbar so fest, dass das paritätische 
Organ seine Führungsaufgabe vollumfänglich wahrnehmen kann.“

- Organisation des Stiftungsrates, Entscheide über Delegation: im Organisationsreglement, 
Pflichtenheft

- Vertretung nach aussen (Zeichnungsbefugnis): im Handelsregister (kollektiv zu zweien)

- Ordnungsgemässe Rechnungslegung

Instrumente für die Kontrolle:

Frühzeitige Vorbereitung der Sitzungen des Stiftungsrates (mit Dokumenten mind. 10 Tage vor Termin)

Etablieren eines Sitzungsrhythmus (dreimal jährlich plus eine Strategieklausur)

Einverlangen von aussagekräftigen Berichten

Transparente Protokolle der Stiftungsratssitzungen

Instrumente für das Berichten:

Vollständige, geprüfte Unterlagen zuhanden der Aufsichtsbehörde

Informationspolitik zugunsten der Destinatäre
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Art. 51a BVG 2011
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Seite 1025. März 2011

… insbesondere: Kontrollpyramide
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Grundnorm für die Verantwortlichkeit des Stiftungsrates ist Art. 55 Abs. 3 ZGB:

1 Die Organe sind berufen, dem Willen der juristischen Person Ausdruck zu geben.
2 Sie verpflichten die juristische Person sowohl durch den Abschluss von 
Rechtsgeschäften als durch ihr sonstiges Verhalten.
3 Für ihr Verschulden sind die handelnden Personen ausserdem persönlich 
verantwortlich.

Art. 52 Abs. 1 BVG, in Kraft seit 1. Januar 2005:
„Verantwortlichkeit
Alle mit der Verwaltung, Geschäftsführung oder Kontrolle der Vorsorgeeinrichtung 
betrauten Personen sind für den Schaden verantwortlich, den sie ihr absichtlich oder 
fahrlässig zufügen.“

Grundsatz somit: Verschuldenshaftung. Diese setzt voraus:
- Vermögensschaden bei der Vorsorgeeinrichtung
- Adäquater Kausalzusammenhang zwischen schädigender Handlung und Schaden
- Widerrechtlichkeit (z.B. Missachtung gesetzlicher oder reglementarischer Weisungen)
- Verschulden (Fahrlässigkeit = pflichtwidrige Unsorgfalt genügt) 

Haftung der Kontrollstelle (Art. 53 Abs. 1bis BVG, seit 1. Januar 2005)
„Für die Haftung der Kontrollstelle gelten die Bestimmungen des Aktienrechts über die 
Revisionsstelle sinngemäss.“

Konsequenz:
Solidarische Haftung mit dem privaten Vermögen gegenüber der Vorsorgeeinrichtung im 
Aussenverhältnis, differenzierte Solidarität nach Massgabe des persönlichen 
Verschuldens im Innenverhältnis.
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Seite 1825. März 2011

BLVK: Bernische Lehrerversicherungskasse
BVK: Beamtenversicherungskasse des Kantons Zürich
ASCOOP: Pensionskasse der Privatbahnen   

Quelle: 16. Sitzung des Kantonsrats des Kantons Solothurn, VII. Session, vom 13. Dezember 
2000, S. 579
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Verantwortung
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Seite 2125. März 2011

Trends

1. p.m.: Neues Stiftungsrecht, in Kraft seit 1. Januar 2006

2. BVG-Revision „Strukturreform“. Beachten Sie bitte unseren Artikel zu den Auswirkungen auf 
die Führungsverantwortung des Stiftungsrates von Pensionskassen bei 
www.gruberpartner.ch->NEWS

3. Professionalisierung der Führungsinstrumente

4. Vertretung der Eigentümerinteressen (Bsp: Anlagestiftung „Ethos“)

5. „PensionFund Governance“
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Trends


